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Die Kurzbeschreibung. In diesem Artikel wird es der geschichtliche Anfang des Begriffs „Demokratie“ besprochen, sowie 
wird es gezeigt, wie die Demokratie in der Antike, im Mittelalter verstanden ist, wie bis heute die Konzeption der Demokratie 
entwickelt hat, was wir heute unter dem Begriff „Demokratie“ verstehen.  

Der Autor beachtet, dass die Idee der Demokratie in unterschiedlichen Begriffsverwendungen gebraucht wird, - nämlich als 
Staatsform – gleichsam anstelle der Republik – oder als politisches Herrschaftssystem, das sich sowohl in der Staatsform der Re-
publik als auch der Monarchie verwirklichen lässt.  

In diesem Artikel sind die Kriterien des demokratischen verfassungsrechtlichen Staats gegeben. 
Der Autor behauptet, die Demokratie war als politische Forderung jahrhundertelang gegen den Staat und seine Herrscher 

gerichtet, mit der Republikanisierung der Staatsformen und der Demokratisierung der politischen Systeme in diesen Staaten wur-
de die Demokratie von einer an andere gerichteten Forderung zu einem Maßstab, den das Volk an sich selbst anlegt. 

 
Die Stichwörter: die Demokratie, der Begriff, die Idee, Geschichte und Entwicklung der Demokratie, der demokratische 

Staat.  
 
 
 
I. * 

 
<Die Demokratie [1] zählt zu den schillerndsten Begrif-

fen des politischen Denkens. In ihrer wertmäßigen Erklärung 
wird sie auf die Griechen zurückgeführt und in der Überset-
zung des aus demos kratein übersetzten zusammengesetzten 
Wortes als Volksherrschaft verstanden. Diese Erklärung der 
Demokratie wird, unter Bezug auf den griechischen Stadtstaat, 
gleichgesetzt mit der direkten, plebiszitären Demokratie. Da-
bei übersieht man aber, dass die Identität von Herrscher und 
Beherrschtem in der griechischen Polis nicht für alle Einwoh-
ner der Polis, sondern nur für den kleinen Teil der vollberech-
tigten Burger gegeben war. Die griechische Demokratie war 
daher in Wahrheit eine Oligarchie auf teildemokratischer Ba-
sis [2].> Der Ausdruck Demokratie dürfte im Peloponnesi-
schen Krieg entstanden sein [3]. 

<Der Begriff der Demokratie würde in seiner Entwick-
lung, beginnend in der Antike, ein Ausdruck der Gelehrten-
sprache. So wird die Demokratie etwa von PLATO in seinem 
Politikos neben der Monarchie und Aristokratie als Herrschaft 
der Volksversammlung nach dem Gesetz zu den guten Staats-
formen gezahlt und von der nicht auf Grund der Gesetze aus-
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geübten Mehrheitsdiktatur klar getrennt [4]. Anders wird aber 
die Demokratie von ARISTOTELES [5] beurteilt. Er vermei-
det in seiner „Politik“, die Demokratie zu den guten Staats-
formen zu zahlen.> Da er für die ordnungsgemäße Volksherr-
schaft den Ausdruck „politie“ [6] verwendet und die Demo-
kratie im Sinne der Mehrheitsdiktatur zu den entarteten Staats-
formen zahlt, kann angenommen werden, dass der Begriff der 
Demokratie im Hinblick auf die Entartung des athenischen 
Staates im 4. Jahrhundert v. Ch. bereits in Misskredit gekom-
men war. 

<Es ist interessant, dass die Idee der Demokratie in un-
terschiedlichen Begriffsverwendungen gebraucht wird,> näm-
lich als Staatsform - gleichsam anstelle der Republik - oder als 
politisches Herrschaftssystem, das sich sowohl in der Staats-
form der Republik als auch der Monarchie verwirklichen lasst. 
Gleich POLYBIOS [7] anerkennt auch CICERO die Demo-
kratie neben dem monarchischen Konsulat und dem aristokra-
tischen Senat als in den Komitien Gestalt annehmendes Ele-
ment seiner Lehre von der gemischten Staatsform [8]. Er 
meint, die reinen Staatsformen schlagen leicht in ihr Gegenteil 
um. In der Monarchie findet sich keine Freiheit, in der Aristo-
kratie hat die Masse keinen Anteil an der Freiheit, und in der 
reinen Volksherrschaft besteht arithmetische Gleichheit, wel-
che die Tüchtigen und Würdigen erbittert [9]. 

<Ohne einen Staat in seiner Form und seinem politischen 
System ausschließlich zu prägen, lebte der Gedanke der De-
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mokratie lange Zeit ohne revolutionierende Kraft fort. Im Mit-
telalter wird er von einigen zum Gegenstand politischer Be-
trachtungen genommen. In dieser Weise sei LUPOLD VON 
BEBENBURG ( gestorben 1363) genannt, der als erster Sys-
tematiker des deutschen Staatsrechtes angesehen werden 
kann.> Nach ihm erwirbt der König durch seine Wahl nur die 
königlichen Rechte, da das Volk die potestas imperii non in 
reges sed in imperatores übertragen hat [10]. 

<In ähnlicher Weise wie LUPOLD VON BEBENBURG 
haben im Mittelalter auch MARSILIUS VON PADUA (1270 
bis 1342/43) und NIKOLAUS VON CUES (1401 bis 1464) 
Ansatze zu demokratischen Strömungen gesetzt, indem sie 
den Staat auf dem Begriff des populus aufbauen.> 

So begründet MARSILIUS VON PADUA rein politisch 
die Gesetzgebungsgewalt des Volkes; ohne nämlich eine 
rechtliche Erklärung der Volkssouveränität zu geben, vertritt 
er die Meinung, dass dem Volk ein eigenes Recht zur Gesetz-
gebung zukommt. Es ist daher auch bezeichnend, dass er die 
Entsetzung des Herrschers als Correctio bezeichnet [11]. 

<Eine eigene naturrechtliche Erklärung der Volkssouve-
ränität suchte NIKOLAUS VON CUES als erster umfassender 
katholischer Staatstheoretiker des Mittelalters zu geben. Für 
ihn ist der Kaiser ein Organ des Volkes [12], da er ein Gesetz 
der allen Menschen von Natur gleichen Macht und Freiheit 
annimmt. Hier scheint – sich auch politisch die christliche I-
mago-Dei-Lehre [13] auszuwirken.> 

Ein starker Einfluss ging auf die demokratischen Strö-
mungen auch vom Calvinismus aus, in dessen Ordnungsden-
ken die Kirchengemeinde im Mittelpunkt steht. Sie wählt ihre 
Presbyter und hat zum Unterschied von der katholischen E-
piskopalverfassung eine Presbyterverfassung aufgestellt. 

<Unter christlichem Einfluss ist auch die Lehre von 
JOHANNES ALTHUSIUS (1586 bis 1638) gestanden [14], 
der in seinem Werk „Politica methodice digesta“ (1603) als 
erster versuchte, die demokratischen Strömungen theoretisch 
zu begründen.> Die Souveränität ruht nach ihm in der Ge-
meinschaft und kann als solche nicht, sondern nur in ihrer 
Ausübung übertragen werden. 

<Ein ähnlicher Gedanke war aber auch schon in den ers-
ten Anfangen parlamentarischer Einrichtungen des Feudalis-
mus vorgegeben. Seine Wurzeln durften in der katholischen 
Kirchenverfassung, insbesondere im Ordensrecht, zu suchen 
sein [15]. Allerdings gelang es nur in England, diese Einrich-
tungen zu bewahren und eine nahezu ununterbrochene Ent-
wicklungskette bis zum Parlament heutiger Prägung zu erhal-
ten.> Einer der Gründe für diese besondere Stellung, die Eng-
land in der Geschichte der Demokratie einnimmt, scheint in 
der auf die sogenannte normannische Eroberung folgenden 
Neuordnung der politischen und gesellschaftlichen Verhältnis-
se zu liegen. 

<Ein wichtiger Schritt in diese Richtung war die KONIG 
JOHN im Jahre 1215 von den Territorialherren unter Ausnut-
zung besonderer politischer Gegebenheiten abgerungene Kon-
stitutionalisierung der Zentralgewalt des Monarchen in Form 
der Magna Charta.> Wenn gleich man nicht übersehen soll, 
dass dieses Dokument im Rahmen der Feudalstruktur seiner 
Zeit zu verstehen ist und man ihm daher nicht durch Interpre-
tationen im Sinne der Gegenwart Gewalt antun sollte, so ist es 
doch vor allem wegen der Institutionalisierung der Mitwir-
kung der Stande an der Ausübung der monarchischen Gewalt 
von großer Bedeutung. <Besonders die Verankerung der 
Pflicht des Königs, die Stande zur Behandlung finanzieller 
Fragen einzuberufen, und vor allem die Positivierung des Wi-
derstandsrechtes, ja der Widerstandspflicht der Stande gegen 
rechtswidriges Verhalten des Monarchen ist hier zu nennen.> 
Eine zusätzliche Bedeutung der Magna Charta kann noch in 
dem Umstand gesehen werden, dass in ihr Prinzipien zum Be-

standteil positiven Rechtes gemacht wurden, die auf dem Kon-
tinent noch Gegenstand theoretischer Abhandlungen waren. 

<Die Entwicklung demokratischer Regierungsformen in 
England ist nicht ohne Ruckschlage vor sich gegangen.> Was 
aber die Entwicklung in England von der auf dem Kontinent 
abhob, war der Umstand, dass den Machtansprüchen des je-
weiligen Monarchen nicht nur weitgehend von Partikularinte-
ressen geleitete Territorialherren, sondern eine geschlossene 
politische Einrichtung, nämlich das Parlament, als Vertreter 
aller relevanten politischen Kräfte des Landes gegenüberstand. 
Dabei spielte natürlich die erstmals 1341 nachweisbare Tren-
nung in Ober- und Unterhaus für die Herausbildung eines ei-
genen politischen Bewusstseins, vor allem des Bürgertums, 
eine entscheidende Rolle. 

<Ohne den Rahmen dieser Arbeit durch allzu große De-
tails zu sprengen, sei hier nur auf einige, wie es scheint, mar-
kante Ereignisse verwiesen. 1628 legt das dritte von Charles I. 
einberufene Parlament in der Petition of Rights erstmals einen 
Katalog bürgerlicher Grundrechte parlamentarisch nieder.> 
Wenngleich es sich dabei nicht um ein Gesetz handelt, so 
kommt diesem Akt doch für die Abgrenzung der Stellung des 
Einzelnen dem Staat gegenüber erhöhte Bedeutung zu. <1679 
erlasst das Parlament unter CHARLES II. den berühmten Ha-
beas Corpus Acts zum Schutz gegen willkürliche Verhaftung. 
Schließlich muss die 1688 unter Wilhelm von Oranien erlas-
sene Bill of Rights hervorgehoben werden, die alle bereits be-
stehenden, aber hauptsachlich unter den Stuarts missachteten 
Verfassungseinrichtungen neuerlich statutarisch festlegt. Von 
entscheidender politischer Bedeutung war aber zusätzlich 
noch das unter Georg I. (1714 bis 1727) entstandene Amt des 
Premierministers, weil dadurch auch personell ein Gegenge-
wicht zum Monarchen entstand. Damit war die Herausbildung 
demokratischer Regierungsformen in England in ihren Grund-
zügen abgeschlossen. Die weitere Entwicklung war auf ihre 
Verbesserung, so vor allem auf die Reformierung des Wahl-
systems, insbesondere die schrittweise Erweiterung des Wahl-
rechtes, beschränkt. 

Die Entwicklung des englischen Staatswesens fand na-
türlich auch in der zeitgenössischen, politischen Theorie ihren 
Niederschlag - nur zwei Namen seien hier herausgegriffen, 
THOMAS HOBBES (1588 bis 1679) und JOHN LOCKE 
(1632 bis 1704).> Diese beiden Persönlichkeiten sind nicht 
nur wegen ihrer Werke, sondern auch deswegen bemerkens-
wert, weil sie deutlich die politische Situation ihrer Zeit in ih-
ren Arbeiten reflektieren. <Hobbes' von einer pessimistischen 
Grundeinstellung getragenes politisches Hauptwerk Leviathan 
entstand unter dem Eindruck der sogenannten puritanischen 
Revolution und der Herrschaft OLIVER CROMWELLS. Nur 
ein absoluter Staat kann seiner Meinung nach das Spannungs-
verhältnis zwischen dem Friedens- und Sicherheitsstreben und 
dem Egoismus des Einzelnen losen. Die Vernunft gebiete ihm 
daher, sich der Autorität gänzlich unterzuordnen [16]. 

Ganz anders der Ansatz von JOHN LOCKE, dessen 
Werk größtenteils unter dem Eindruck der „Glorious Revolu-
tion“ steht und der nach ihrem Gelingen einige Staatsämter in-
nehat. Er sieht zwar, wie HOBBES, in der natürlichen Ver-
nunft des Menschen kein Erkenntnismittel, sondern die Quelle 
des Rechtes, und auch er geht von einem Naturzustand des 
Menschen, aber mit dessen positiver Beurteilung, aus. Dieser 
ist aber nicht wie bei HOBBES ein homo-homini-lupus-
Zustand, sondern ein Status schrankenloser Freiheit [17]. Nach 
LOCKE gebiete die Vernunft den Schutz des Lebens, der 
Freiheit, und des Eigentums (property) des Einzelnen und die-
se ursprüngliche Freiheit durch Abtreten von Rechten an die 
Gemeinschaft zu beschränken [18]. Allerdings lehnt er die to-
tale Unterwerfung des Einzelnen unter den Staat ab und aner-
kennt so vorstaatliche Rechte. Seiner Meinung nach hat der 



 

9 

Staat nur eine beschränkte Gewalt [19]. Er geht - nicht zuletzt 
im Hinblick auf die englische Praxis [20] - aus praktischen 
Grinden davon aus, dass im Allgemeinen die Exekutive und 
Legislative voneinander getrennt sind. hi einem solchen Fall 
müsse aber der Legislative absoluter Vorrang zukommen [21]. 
Er macht sich damit zum Bahnbrecher einer Theorie der De-
mokratie, deren einzelne Elemente später zum Beispiel von 
Moniesquieu und Rousseau aufgegriffen und fortentwickelt 
wurden.> 
 
II. 

 
<Als Fortsetzung der Entwicklung in England kann im 

Grunde genommen die Entwicklung der Demokratie in den 
Vereinigten Staaten von Amerika angesehen werden. Sie ging 
allerdings sprunghaft über den am Ende des 18. Jahrhunderts 
in England erreichten Stand hinaus. Deutlich zeigt die Unab-
hängigkeitserklärung der dreizehn Vereinigten Staaten, dass 
die Separation vom Mutterland lediglich die Konsequenz der 
Unbeugsamkeit des Monarchen und nicht Selbstzweck war. 
Sobald die Verbindung mit England rechtlich und faktisch un-
terbrochen war, lag es auf der Hand, dass die Neuordnung der 
politischen Verhältnisse auf der Basis des letzten Standes der 
Entwicklung der politischen Philosophie vorgenommen wur-
de.> 

Hier sei vor allem die Aufnahme von Grundrechtserklä-
rungen in die Verfassungen von acht der dreizehn Vereinigten 
Staaten (auf Bundesebene etwas verspätet in Form der be-
rühmten ersten zehn Amendements zur Bundesverfassung), 
die positive Bindung der Exekutive an die Verfassungen auf 
Bundes- oder Staatsebene und die überragende Stellung der 
Gerichtsbarkeit und der bundesstaatliche Charakter der Ver-
fassung hervorgehoben [22]. <Trotz aller Mangel - es gelang 
zum Beispiel nicht, das Sklavereiproblem von Anfang an zu 
losen - muss man anerkennen, dass der heroische Versuch in 
den USA der Errichtung einer Regierung des Volkes durch das 
Volk und für das Volk [23] im Ansatz als gelungen anzusehen 
ist. 

Diese skizzierten Beispiele zeigen, dass die Idee der 
Demokratie durch Jahrhunderte ein Begriff der Wissenschaft 
war, der bisweilen in der politischen Auseinandersetzung ver-
wendet wurde.> Dabei ist es bemerkenswert, dass bis zur 
Französischen Revolution im Anschluss an Aristoteles die 
Skepsis gegenüber der Möglichkeit der Verwirklichung der 
Demokratie vorherrscht [24]. <Ihre allmähliche Entwicklung 
ist in der kritischen Auseinandersetzung mit der absolutisti-
schen Monarchie zu erkennen. Die Demokratie wird sowohl 
zur Bezeichnung eine Staatsform als auch eines politischen 
Ordnungssystems positiv und negativ verwendet [25];> erst 
allmählich wird neben der plebiszitären auch die repräsentati-
ve Form der Demokratie beachtet. Dabei werden außer mit 
Hinweisen auf Beispiele in der Antike meist Holland und die 
Schweiz als „Demokratien“ bezeichnet. Der entscheidende 
Schritt zum modernen Demokratiebegriff, der auf Sicherung 
der Grundrechte und Formen des Rechtsstaates einschließlich 
einer Repräsentativverfassung gerichtet war [26], wurde damit 
vorbereitet und konnte nach der Unterscheidung IMMANUEL 
KANTS in Staatsform und Regierungsart [27], so getan wer-
den, dass diese Demokratie der Monarchie nicht entgegenge-
setzt sein muss. Er verweist daher auch treffend auf die Rigaer 
Denkschrift vom 12. September 1807 des Grafen KARL 
AUGUST HARDENBERG, in der dieser feststellt: „Demo-
kratische Grundsatze in einer monarchischen Regierung: die-
ses scheint mir die angemessenste Form für den gegenwärti-
gen Zeitgeist [28].“ 

Auf diese Weise wird die Demokratie von einem Kenn-
zeichnen der Staatsform auch zu einem politischen Begriff 

[29], der sich in Frankreich wahrend der Revolution ausbreitet 
und im 19. Jahrhundert allgemein gültig wird. <Zu dieser Be-
deutungsvermehrung hat in bestimmter Weise die Lehre von 
JEAN JACQUES ROUSSEAU (1712 bis 1778) beigetragen. 
In seinem Hauptwerk Du contrat social ou principe du droit 
politique (1762) geht Rousseau von einem natürlichen Zustand 
angeborener Freiheit des Einzelnen aus. Dieser Idealzustand 
kann nur dann möglichst annähernd erhalten bleiben, wenn der 
Einzelne auf seine natürlichen Rechte zugunsten des Gemein-
willens (volonte generale) verzichtet, der zum Unterschied 
von dem auf Sonderinteressen abgestellten volonte de tous 
allgemeine Interessen verfolgt. Da für ROUSSEAU die Sou-
veränität nicht übertragbar ist, kann die gesetzgebende Gewalt 
nur das versammelte souveräne Volk selbst ausüben.> 

In der Konfrontation mit dem Absolutismus der französi-
schen Ludwige waren die Gedanken Rousseaus geradezu ein 
Aufruf. Dabei wurde allerdings die Demokratie wieder mehr 
auf die Staatsform bezogen. So entwickelte MAXIMILIAN 
DE ROBESPIERRE in seiner Rede am 5. Februar 1794 einen 
Demokratiebegriff, der praktisch mit der Republik synonym 
war [30]. 

<Der Weg der Französischen Revolution von der Jako-
biner- über die Direktorial- und Konsular- zur Kaiserverfas-
sung [31] zeigt deutlich, welche Entwicklung die Ausführung 
der Ideen ROUSSEAUS genommen hat. Dies ist nicht ver-
wunderlich; wie ROUSSEAU selbst bemerkt hat, ist doch sei-
ne Lehre von der Demokratie vom griechischen Stadtstaat, der 
Polis, ausgegangen und kann nicht auf einen modernen Flä-
chenstaat mit einer pluralistischen Prägung bezogen werden, 
sondern ist nur für einen Staat von der Größe Korsikas be-
stimmt gewesen [32].> Staat und Person werden geradezu auf 
die gleiche Stufe gerückt [33] und jeder intermediäre Bereich 
negiert. <Seine Demokratievorstellung ist eine utopische Ide-
al-Vorstellung, die in der Wirklichkeit versagte und versagen 
musste, da ROUSSEAU die Notwendigkeiten des politischen 
Lebens ebenso wenig bedachte wie die Funktionen des Staa-
tes.> Die Folge dessen war eine Willkürherrschaft gegenüber 
dem Einzelnen, der ohne intermediäre Gewalten ungeschützt 
einem Staat ausgeliefert war, dessen Gewalt in Staatsfunktio-
nen ausgeübt wurde, die sich nicht auf Grund einer wirksamen 
Gewaltenteilung gegenseitig kontrollierten, sondern, in glei-
cher Weise alle demokratisiert, in ihrer Ausübung weder vor-
hersehbar noch berechenbar waren; <das Ergebnis dieser so-
genannten Demokratisierung war daher eine Jakobinisierung, 
die zu einem Scheitern dieser Form der Demokratie führte.> 
Ihre Ausführung vernichtete die Freiheit des Einzelnen, da der 
volonte generale als unfehlbar und allmächtig gewertet wurde. 
In diesem Totalitarismus, der auch vor den privaten, familiä-
ren, weltanschaulichen und religiösen Bereichen des Einzel-
nen keinen Halt machte, liegt auch einer der deutlichsten Un-
terschiede in der Demokratieauffassung zwischen der omnipo-
tenten und positivistischen Demokratie Rousseaus und der na-
turrechtlich begrenzten, liberalen Demokratie Althusius [35]. 

<Das Nichterkennen der Notwendigkeiten menschlicher 
Freiheit und der staatlichen Ordnung ließ Rousseaus Lehre zu 
einer bloß vorgestellten, aber nicht wirklichen Demokratie 
fuhren.> 

Max Imboden hatte daher recht: „Wer nach den Mög-
lichkeiten realer demokratischer Gestaltung sucht, wird von 
Rousseau da verlassen, wo die praktische Aufgabe beginnt 
[36].“ 

<In die praktische Erprobung trat die Demokratie im 19. 
Jahrhundert. In dieser Zeit wurde die Idee der Identität von 
Herrscher und Beherrschtem auf die Notwendigkeiten des 
Staates mit seinen Funktionen angewendet, sie erhielt auf die-
se Weise zum Zwecke ihrer Anwendbarkeit ihre repräsentative 
Form [37]. Dabei wird sie nicht selbst als Staatsform empfun-



 

10 

den, sondern erscheint als eine zentrale geschichtliche Bewe-
gung [38] geistigen Inhalts, wodurch die Demokratie als poli-
tisches Ordnungssystem immer mehr verideologisiert zum 
Demokratismus wurde. 
 
III. 

 
In dieser verideologisierten Form als Demokratismus ist 

die Demokratie im 19. Jahrhundert deshalb auch praktikabel 
geworden, weil sie eine Symbiose mit dem Liberalismus ein-
ging und auf diese Weise die Monarchie von ihrem Absolu-
tismus zum Konstitutionalismus wandelte und den Rechts- 
und Verfassungsstaat zum Entstehen brachte [39].> Dieser 
Weg liberaler Demokratisierung begann mit dem Bemühen 
um eine geschriebene Verfassung und setzte sich in der Schaf-
fung eines Parlaments, der Gewährung eines demokratischen 
Wahlrechtes und von Grundrechten fort [40]. 

Die Demokratie als Verfassungsauftrag verlangt ein Maß 
garantierter und geschützter Rechtssicherheit im Staat. Die 
Unabhängigkeit der Gerichte und die von den Geboten des 
Verwaltungsverfahrens sowie den Maßstaben und Möglichkei-
ten der Verwaltungsgerichtsbarkeit bestimmte Verwaltung, 
welche weisungsgebunden und gehorsamspflichtig gegenüber 
den obersten Vollzugsorganen der Regierung ist, die selbst 
wieder vom Vertrauen der demokratischen Volksvertretung 
abhängig und diesen gegenüber verantwortlich ist [41], er-
möglichen dies ebenso wie die Einrichtung der normprüfen-
den, Recht und Politik konfrontierenden Verfassungsgerichts-
barkeit, eine Entwicklung, die in Österreich mit der sogenann-
ten Dezemberverfassung 1867 und ihren fünf Staatsgrundge-
setzen besonders deutlich geworden ist. 

Politische Entscheidungen, seien sie beruflich, ideolo-
gisch, weltanschaulich, religiös oder philosophisch bedingt, 
haben dabei ihre Eintrittspforte in der Gesetzgebung bei der 
Rechtssetzung; eine Beeinflussung der ihr dienenden Vollzie-
hung durch ebensolche politische Entscheidungen außerhalb 
der Gesetzgebung wäre nur im Bereich des freien Ermessens 
der Verwaltung, außerhalb dessen aber unzulässig. Die Will-
kür würde sonst die Rechtssicherheit im demokratischen 
Rechtsstaat ablösen! 

<Der Rechtsschutz des demokratischen Rechtsstaates hat 
sich allmählich zu einem ganzen System entwickelt [42], das 
heute besonders von Grundsätzen des demokratischen Wahl-
rechts, des parlamentarischen Regierungssystems, der Tren-
nung der Staatsfunktionen, der Ministerverantwortlichkeit in 
politischer, finanzieller und rechtlicher Sicht, der Unabhän-
gigkeit der Gerichte, der Justizmaßigkeit der Verwaltung, der 
Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit, der Amtshaf-
tung und von den Grundrechten gekennzeichnet ist.> 

Der von diesen Rechtseinrichtungen gekennzeichnete 
und getragene Staat wurde schon von ADOLF MERKL als 
Rechtswegestaat [43] bezeichnet, da er nur die Wege, nicht 
aber auch die Zwecke und damit die Ziele seines Handelns 
genau vorgibt. <Hinsichtlich der Staatszwecke ist der Rechts-
staat indifferent und neutral. Über das Mindestmaß an Beach-
tung des Rechts-und Machtzweckes hinaus, das zur Herstel-
lung und Aufrechterhaltung von Ruhe, Ordnung und Sicher-
heit im Staat erforderlich ist, obliegt es dem Gesetzgeber, ob 
und wieweit er auch dem Kultur- und Wohlfahrtszweck Rech-
nung trägt> Dabei kommt es darauf an, ob der jeweilige Ver-
fassungsgesetzgeber neben dem Rechts- und Machtzweck 
auch den Kultur- und Wohlfahrtszweck in der normativen 
Grundordnung seines Staates anerkennt und somit das Bemü-
hen um kulturellen Fortschritt, wirtschaftliches Wachstum und 
soziale Sicherheit dem einfachen Gesetzgeber ausdrücklich 
vorschreibt [44] oder ob er es einer Blankovollmacht gleich 
der einfachen Gesetzgebung überlasst, ob und wie er den Weg 

zum Kultur-, Sozial- und Wirtschaftsstaat beschreitet. Oster-
reich ist z.B. auf diesem letztgenannten einfachgesetzlichen 
Weg auch im Dienst des Kultur- und Wohlfahrtszweckes tätig 
und so ein sozialer Rechtsstaat geworden [45]. Dies zeigt die 
Entwicklung des österreichischen Verwaltungsrechtes [46]. 
Daneben kann aber auch aus dem jeweiligen Budget ersehen 
werden, welchem Staatszweck, wie und in welcher Rangord-
nung der Staat entspricht. 

<Bestimmend für die Geltendmachung der Staatszwecke 
sind in den heutigen demokratischen Staaten die öffentlichen 
Interessen [47], die von den Interessenverbanden und den poli-
tischen Parteien [48] gegenüber oder in dem Parlament gel-
tend gemacht werden und durch den Akt der Gesetzgebung zu 
Staatszwecken transformiert werden können.> In diesem Fall 
wird aus einem politischen Wollen ein positivrechtliches Sol-
len [49]. Diese Nahtstellen von Politik und Recht [50] zeigen, 
in welchem Spannungsfeld sich der demokratische Staat be-
findet, will er seinen Verfassungsauftrag erfüllen. 

Zunächst kommt es darauf an, auch in einer Demokratie 
die Bedeutung der Verfassung zu erkennen und ihren Unter-
schied zum Gesetz nicht zu einer Frage der Opportunist zu 
machen. Der Inhalt der Verfassung im formellen Sinn, näm-
lich des Verfassungsrechtes, sollte vorwiegend Grundsatze 
sein, die zur Grundordnung des Staates, also auch zur Verfas-
sung im materiellen Sinn, gehören. Wo Materien in die Ver-
fassung im formellen Sinn aufgenommen werden, die keine 
ordnungsbegründende Bedeutung haben und nur aus zweckpo-
litischen Gründen aufgenommen werden, um politische 
Tausch- und Handelsobjekte zu haben, wird der Gedanke und 
Wert der Verfassung der Tagespolitik zur Disposition gestellt. 

Dabei befindet sich das Verfassungsrecht selbst im Hin-
blick auf die Aufgaben des demokratischen Staates in einer 
großen Inanspruchnahme. Ist doch heute der Staat nicht allein 
wie früher Schiedsrichter und Beschützer, sondern auch Er-
zeuger, Verteiler und Helfer, und die Gesetze dieses geradezu 
als Mehrzweckapparat verwendeten Staates üben gleichzeitig 
eine Repräsentation-, Integrations- und Korrekturfunktion aus 
[51]. 

Diese vielfache Inanspruchnahme des Gesetzes soll ei-
nerseits dem Handeln des Staates in der Hoheits- und der im-
mer umfangreicher und bedeutender werdenden Privatwirt-
schaftsverwaltung des Staates eine Basis bieten, anderseits a-
ber auch das Sozialgeschehen der Einzelnen und der Gesell-
schaft ordnen. Dabei käme es darauf an, nicht alle Aufgaben 
der Gesellschaft und des Einzelnen gleichsam zu verstaatli-
chen [52], sondern zwischen öffentlichen und staatlichen Auf-
gaben [53] zu unterscheiden. Beide sind von allgemeinem In-
teresse, die öffentlichen Aufgaben können auch von privater 
Seite erledigt, die staatlichen Aufgaben aber nur von staatli-
chen Behörden erfüllt werden. 

Auf diese Weise der Unterscheidung von öffentlichen 
und staatlichen Aufgaben konnte der Überforderung des Staa-
tes und der Überanstrengung seines Rechtes in Verfassung 
und Gesetz begegnet und durch Verwirklichung des Subsidia-
ritätsprinzips [54] in lebensnaher Weise zum einen der norma-
tive Charakter des Rechtes neu wirksam und zum anderen die 
Freiheit der Einzelnen und der Gesellschaft gesichert werden. 
<Zur Sicherung dieser Freiheit des Einzelnen sind die Grund-
rechte von größter Bedeutung. 

Diese Grundrechte sind Rechte für den Einzelnen, hin-
gegen nicht wie es der Kommunismus vorsah Rechte einer 
Klasse, die von Kollektiven, wie Interessenverbanden vertre-
ten werden, für die damals die Freiheit die Kenntnis der wirt-
schaftlichen Gesetzmäßigkeit [55] und Notwendigkeit war. 
Pervertiert war auch das Grundrechtsverständis des National-
sozialismus; für ihn waren Grundrechte ein Aufstand des E-
goismus gegen die Volksgemeinschaft. [56] 
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Die Grundrechte sind vielmehr Rechte, die Präpositiv 
sind und mit denen die einzelnen Menschen geboren werden, 
in der Rechtsform der Grundrechte wird die Freiheit und Wür-
de des Menschen zum Inhalt des Personbegriffes und in 
Rechtsformen geschützt, welche sich von Standes- zu Volks-
rechten entwickelt haben [57]. 

Die Grundrechte befinden sich in dem Maße der Demo-
kratisierung der Staatswillensbildung in einer beachtlichen 
Weiterentwicklung [58]. Waren sie in ihrer klassischen Form 
als liberale Grundrechte, wie zum Beispiel Freiheit der Person, 
des Eigentums, der Glaubens- und Gewissensfreiheit, der 
Freizügigkeit und der Freiheit der Berufswahl und der Er-
werbsbetätigung, auf eine Freiheit vom Staat und als demokra-
tische Grundrechte, wie zum Beispiel die Gleichheit vor dem 
Gesetz, die Vereins- und Versammlungsfreiheit, das Petitions-
recht und das Wahlrecht, auf eine Freiheit im Staat durch Ent-
sprechung der demokratischen Idee der Identität von Herr-
scher und Beherrschtem gerichtet, so haben heute die Men-
schen anscheinend die Flucht vor dem Staat beendet und ihre 
Angst abgelegt. Sie rufen vielmehr nach dem Staat und wollen 
eine Freiheit durch ihn. Dies drückt sich in dem Verlangen 
nach sogenannten sozialen Grundrechten [59] aus,> die neben 
den klassischen Grundrechten 1948 in der Deklaration der 
Menschenrechte der UNO als eine weltweite Empfehlung zur 
Rechtsgestaltung und 1962 als Sozialgestaltungsauftrag an die 
Staaten des Europarates in der Europäischen Sozialcharta ent-
halten waren [60]. Das Recht auf Arbeit, auf soziale Sicher-
heit, auf Schutz gegen Arbeitslosigkeit und der Anspruch auf 
bezahlten Urlaub seien beispielsweise genannt. <Auch die 
Charta der Grundrechte der europäischen Union enthalt neben 
den klassischen, nämlich den liberalen und demokratischen 
Grundrechten auch soziale Grundrechte.[61] 

In letzter Zeit ist das lebensnahe Verlangen immer deut-
licher geworden, dem Einzelnen nicht nur in kulturellem Fort-
schritt, rechtlicher und sozialer Sicherheit sowie wirtschaftli-
chem Wachstum die kulturellen, sozialen, wirtschaftlichen 
und rechtlichen Voraussetzungen zur freien Entfaltung seiner 
Persönlichkeit zu gewahren, sondern auch die Möglichkeit zu 
bieten, diese auch als physisch und psychisch gesunder 
Mensch zu erleben.> Dies verlangt einen vom Staat geübten 
Umweltschutz, insbesondere für die Reinheit der Luft und des 
Wassers sowie gegen Lärmerregung. <Da es sich dabei um 
primär die Existenz des Menschen betreffende Rechte handelt, 
waren die darauf gerichteten Grundrechte als existentielle 
Grundrechte zu bezeichnen [62].> 

Je mehr die Grundrechte über ihre klassische Form hin-
aus nicht allein auf ein Unterlassen staatlicher Tätigkeit und 
auf ein Gewahren lassen des Einzelnen im Staat, sondern 
vielmehr auf ein Tätigwerden des Staates gerichtet sind, desto 
mehr kommt es darauf an, dass für die verschiedenen Schutz-
guter der Grundrechte auch die ihnen und dem allen Grund-
rechten zugrunde liegenden gemeinsamen Menschenbild [63] 
angepasste jeweilige Rechtsform gefunden wird. Als solche 
Rechtsformen sind das subjektiv öffentliche Recht, die Ein-
richtungsgarantie, der Programmansatz und die Organisati-
onsvorschrift [64] zu nennen. Welches Rechtsgut immer durch 
Grundrechte geschützt wird, stets wird man prüfen müssen, ob 
der staatliche Rechtsschutz allein genügt oder ob nicht, wie 
zum Beispiel beim Umweltschutz, in bestimmten Bereichen 
ein intentionaler Rechtsschutz entweder in der Form der Emp-
fehlung einer Deklaration oder als Rechts- und Sozialgestal-
tungsauftrag einer Konvention oder Charta erforderlich ist. 
Besonders auf dem Gebiet des Umweltschutzes wird sich eine 
derartige internationale Zusammenarbeit als notwendig erwei-
sen. Ob dieser Rechtsschutz national oder international geleis-
tet wird, stets wird darauf zu achten sein, dass man den Staat 
etwa durch subjektive öffentliche Rechte des Einzelnen nur so 

weit verpflichten kann, einen bestimmten Rechtsschutz zu 
gewahren, als man ihn auch berechtigt, einen solchen Rechts-
schutz zu verschaffen, was ihm Eingriffe in die Staats-, Wirt-
schafts- und Sozialordnung abverlangen kann. Der Einfluss 
der Demokratie im Staat wirft die Frage auf, wie es möglich 
ist, Sicherheit zu verschaffen und gleichzeitig Freiheit zu ge-
wahren; damit wird die Demokratie nicht nur als rechtlicher, 
sondern auch als ein politischer Auftrag im Staat deutlich. 
 
IV. 

 
<Die Demokratie war als politische Forderung jahrhun-

dertelang gegen den Staat und seine Herrscher gerichtet, mit 
der Republikanisierung der Staatsformen und der Demokrati-
sierung der politischen Systeme in diesen Staaten wurde die 
Demokratie von einer an andere gerichteten Forderung zu ei-
nem Maßstab, den das Volk an sich selbst anlegt! 

Da die Demokratie ein Ausdruck der Identität von Herr-
scher und Beherrschten ist, kann sie auch als Grundsatz des 
politischen Selbstgespräches bezeichnet werden. Dies wird be-
sonders in einer Republik deutlich: Das Volk ist Rufer und 
Antwortgeber, Adressat und Adressant, Offerent und Akzep-
tant zugleich. Keine Staatsform bietet so die Möglichkeit, das 
Bild des Menschen in seiner Rechtsordnung, und das sowohl 
in seiner Verfassung als auch in den einfachen Gesetzen, deut-
licher widerzuspiegeln als gerade eine demokratische Repu-
blik. hi dem Maße, in dem dies möglich ist, kommt die Identi-
tät von Herrscher und Beherrschten zum Ausdruck.> 

Da die meisten Verfassungen und ihre Gesetzesordnun-
gen sich als Abschluss von Kompromissen erweisen, ist diese 
Deutlichkeit eine unterschiedliche. So weisen Verfassungen 
auch Bestimmungen auf, die von vorherigen Verfassungen aus 
Zeiten einer anderen Staatsform stammen oder nur aus der 
Auseinandersetzung mit dieser Staatsform verständlich sind. 
Derartige Kompromisse haben unterschiedliche Gründe. Sie 
liegen unter anderem in dem Bemühen, Einrichtungen aus frü-
heren Verfassungen trotz Änderung der Staatsform zu über-
nehmen und weiterzuentwickeln, weil sie sich bewahrt haben 
oder weil das ihnen zugrunde liegende Rechtsprinzip beibehal-
ten wird. Die Demokratie als politisches Ordnungsprinzip er-
weist sich sowohl in einer Staatsform der Monarchie wie der 
der Republik befähigt Gegenstand von Kompromissen zu sein, 
deren Bandbreite von repräsentativen zu plebiszitären Formen 
reicht. 

<Je mehr die Demokratie institutionalisiert und das poli-
tische Leben juridifiziert wird, desto mehr kommt es darauf 
an, Möglichkeiten zur öffentlichen Meinungsbildung zu haben 
[65]. Dazu zahlen neben den organisierten Formen der Mei-
nungsbildung, wie politische Parteien und Interessenverbande, 
auch die Massenmedien, wie Zeitungen, Hörfunk und Fernse-
hen [66]. 

In zunehmendem Maße geht auch die Meinungsbildung 
als eine die Öffentlichkeit motivierende Kraft vom Einzelnen 
[67] aus, der in vielen Fallen auch durch Bürgerinitiativen, 
Volksbegehren [68], Volksabstimmung [69] und Volksbefra-
gung [70] Gelegenheit hat, die parlamentarische Staatswil-
lensbildung zu ergänzen. So erklärte schon 1925 HANS 
KELSEN in seiner Schrift „Das Problem des Parlamentaris-
mus“: „Wenn schon die Wählerschaft ihren Vertrauensmän-
nern im Parlament keine bindenden Instruktionen geben darf, 
dann muss doch zumindest die Möglichkeit bestehen, dass aus 
dem Schoße des Volkes Anregungen laut werden, nach denen 
das Parlament die Richtung seiner Tätigkeit bestimmen kann 
[71].“ 

Je weniger motivierende Kraft von einem Parlament 
ausgeht, desto starker vermögen außerparlamentarische Kräfte 
zu werden, die im letzten den Verfassungsstaat dadurch ge-



 

12 

fährden, dass die Vorhersehbarkeit und Berechenbarkeit staat-
lichen Organhandelns immens schwindet und die Willkür 
Platz greift [72].> 

Die Erkenntnis der für einen Verfassungsstaat mögliche 
Bedeutung von plebiszitären Verfassungseinrichtungen soll 
aber, wie bereits betont, anderseits nicht deren Grenzen [73] 
übersehen lassen. So musst man sich bewusst sein, dass ein 
Volksbegehren nicht ein Begehren des Volkes [74], sondern 
aus dem Volk ist. Die demokratische Legitimation des Volks-
begehrens mag originärer sein als die des Parlaments, dafür ist 
aber die Legitimation des Parlaments durch die Breite ihrer 
Volksvertretung repräsentativer; es hat Verantwortung für die 
staatliche Führung zu tragen, die ihm durch keine noch so ple-
biszitäre Verfassungseinrichtungen abgenommen werden 
kann! 

Wie es in der parlamentarischen Republik der modernen 
Demokratie [75] auf das Bedenken des Zusammenhanges von 
Wahlrechtsordnung und Regierungssystem, Ministerverant-
wortung und Parlamentskontrolle ankommt, so verlangt der 
demokratische Verfassungsstaat der Gegenwart die Herstel-
lung eines ausgewogenen Verhältnisses von plebiszitären und 
repräsentativen Verfassungseinrichtungen [76], da die Anlie-
gen der Demokratie immer im Hinblick auf die Forderungen 
des Rechtsstaates verwirklicht werden müssen. So hat schon 
WERNER KÄGI erklärt: „Demokratie kann überhaupt nur be-
stehen als rechtsstaatliche [77]“, denn „der Rechtsstaat ist die 
Ordnung, in der ein politisch reifes Volk seine Begründung 
anerkennt [78]“. 

<Verschiedene Verfassungsprinzipien wirken gegensei-
tig ergänzend und kontrollierend zusammen. Letzteres ist aber 
nur dann wirksam, wenn die Pluralität des Vielparteienstaates 
und nicht die Konformität einer einzigen Partei in einer De-
mokratie bestimmend sind. Dies war als Unterschied zwischen 
den sogenannten freien westlichen Demokratien und den 
Volksdemokratien bis zur politischen Wende 1989/90 erleb-
bar. In diesem Zusammenhang lassen sie mich der zahlreichen 
Opfer gedenken, welche die Bevölkerung der Staaten des Bal-
tikums in der Zeit des aufgezwungenen Kommunismus auf 
sich genommen haben und auf die Präsident GEORGE W. 
BUSH es auch am 7. Mai 2005 in seiner Rede in Riga in 
höchster Achtung hinwies. Er betonte zu Recht, es ist „ein 
Wunder der Geschichte, dass wir in diesem noch so neuen 
Jahrhundert überall in Europa über die Konsolidierung der 
Freiheit reden. Dabei ist der erstaunliche Zugewinn an Demo-
kratie der letzten Jahrzehnte nur der Anfang. Die Freiheit zeigt 
keine Ermüdungserscheinungen, ebenso wenig wie das Ideal 
der menschlichen Würde“.[79] 
 
V. 

 
Als der Kommunismus im letzten Jahrzehnt in europäi-

schen Volksdemokratien des vergangenen Jahrzehnts ein Ende 
erlebte und sich eine politische Wende abzeichnete, um den 
als Fortschritt empfundenen Weg der sogenannten freien Welt 
des Westens zu beschreiten, erfolgte keine Revolution, son-
dern man suchte dies mit Demonstrationen und ähnlichen Ak-
tionen auf dem Verhandlungsweg zu erreichen.[80] Man war 
um die Übergabe der Macht bei Wahrung der Verfassungs- 
und Gesetzeskontinuität bemüht. Wahlen fanden statt, wobei 
es bemerkenswert ist, wie in einigen Fallen die früheren 
Kommunisten mit neuer Bezeichnung als Sozialisten oder So-
zialdemokraten sich bemühen, auf dem demokratischen Weg 
von Wahlen zu den Schalthebeln der Macht im Staat zurück-
zukehren. In manchen Fallen gelang ihnen dies. 

Will man somit das Funktionieren so genannter demo-
kratischer Vorgange in den ehemaligen kommunistischen 
Staaten analysieren, so reicht es nicht aus, die Regelungen der 

Wahlen und die Organisation der Staatsorgane zu diskutieren. 
Viel wichtiger ist die tatsachliche Art und Weise der Macht-
ausübung. Verfassungsrecht und Verfassungswirklichkeit [81] 
können sich durchaus auch diametral gegenüberstehen, wie 
die Vergangenheit in den kommunistischen Zeiten gezeigt 
hat> So hatten die damaligen Staatsorgane kein Problem da-
mit, die Freiheit der Rede in die Verfassung aufzunehmen und 
gleichzeitig Vorzensur auszuüben. Der Garantie der Vereini-
gungsfreiheit standen in der Verfassungswirklichkeit die Vor-
reiterrolle der kommunistischen Partei und das Verbot aller 
Oppositionsparteien gegenüber. Aus diesem Grund beobach-
ten die demokratischen Kräfte mit Sorge, dass jene wieder an 
die Macht zurückkehren, die vormals sehr eng mit dem kom-
munistischen System verbunden waren. 

Die Demokratie in den postkommunistischen Staaten ist 
durch den Umbruch [82] einer Reihe von Bedrohungen ausge-
setzt, wie etwa mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten, zuneh-
mender öffentlicher Passivität, dem Mangel an demokrati-
schen Traditionen und politischer Kultur, schwach ausgestalte-
ten demokratischen Institutionen sowie einem schwach orga-
nisierten Parteiensystem und schließlich einem noch instabilen 
Rechtssystem. [83] 

Ein weiteres Phänomen in manchen postkommunisti-
schen Städten verdient besonders hervorgehoben zu werden, 
nämlich nach dem Weg der marxistischen Zwangsideologie 
das Auftreten von Nationalismen. Nationalitätenkämpfen und 
Minderheitenproblemen.[84] 

<In dieser Sicht fuhren Gedanken über die Entwicklung 
des demokratischen Verfassungsstaates zum Gegenwartsbild 
des heutigen politischen Lebens. War nach 1945 eine Polarität 
von West und Ost entstanden, zeigen sich nach dem Wegfall 
des Eisernen Vorhanges und damit der kommunistischen 
Zwange neue Pluralität innerhalb der Staaten und auch zwi-
schen den Staaten in Europa. Sie verlangen zu ihrer Bewälti-
gung die möglichst allgemeine oder auch nur mehrheitliche 
Anerkennung von Grundwerten des privaten und öffentlichen 
Lebens. Sie konnten eine integrative Kraft in der Pluralität der 
modernen Demokratien entfalten. Das Christentum [85] mit 
seinem Bemühen um eine ökumenische und ökonomische 
Brüderlichkeit, besonders deutlich auch von der katholischen 
Kirche ausgehend, kann hierfür einen wegweisenden Beitrag 
sowohl auf innerstaatlicher, europäischer wie auch weltweiter 
Ebene leisten. 

Betrachtet man nun die Verfassungsentwicklung in den: 
heutigen Demokratien Europas [86], so kann man vor allem 
zwei Gruppen feststellen: zum einen die traditionellen Verfas-
sungsstaaten mit freier Demokratie und zum anderen jene 
Staaten Mittel- und Osteuropas, die sich seit der Wende [87] 
um einen Weg zur demokratischen Verfassungsstaatlichkeit 
bemühen [88]. Die erstgenannte Gruppe ist durch einen man-
nigfachen Pluralismus im politischen Leben gekennzeicb.net. 
Die anderen Staaten der so genannten neuen Demokratien su-
chen die vielen Bereiche des öffentlichen und privaten Lebens 
pragenden Spuren des früheren autoritären und totalitären So-
zialismus zu beseitigen und mit Kontinuität eine Systemände-
rung in Politik, Recht und Staat herbeizuführen,> sie orientie-
ren sich dabei zumeist an den Beispielen der bisherigen west-
lichen Demokratien, die sie mit den hinterlassenen Resten des 
bisherigen so genannten Staatssozialismus zu verkraften su-
chen, wobei die Jahrzehnte statischer marxistischer Unfreiheit 
erkennbare Spuren hinterlassen haben. [89] 

<Der demokratische Verfassungsstaat [90] ist zumeist 
gekennzeichnet von einem demokratischen Wahlrecht, von der 
Bindung allen Staatshandelns an die Verfassung, der Verant-
wortung des Parlaments zur Gesetzgebung und Kontrolle, der 
Ministerverantwortlichkeit, den Grundrechten, der Gesetzes-
bindung der Verwaltung, der Gewaltenteilung, der Unabhän-
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gigkeit der Gerichte, der Justizmaßigkeit, der Verzug mit Ü-
berprüfung der Verwaltungsakte durch ranghöhere Verwal-
tungsbehörden und Gerichte, der Verfassungs- und Verwal-
tungsgerichtsbarkeit, Rechnungs- und Gebarungskontrolle 
durch Rechnungshofe, in letzter Zeit auch durch die Schaffung 
der Einrichtung des Ombudsmanns sowie von Formen der di-
rekten Demokratie. 

Von Wichtigkeit ist auch die Gewaltenteilung [91], deren 
Ideengeschichte auf HESIOD [92], POLYBIOS [93], ARIS-
TOTELES [94], JOHN LOCKE [95] und MONTESQUIEU 
[96] zurückgeht; sie verlangt eine Funktionsteilung in Gesetz-
gebung, Gerichtsbarkeit und Verwaltung mit einer „Balance of 
power" und einer gegenseitigen Kontrolle. Wenn im heutigen 
Parteienstaat die Parlamentsmehrheit die Regierung bildet, die 
Beamten sowie die Staatsanwalte weisungsgebunden und ge-
horsamspflichtig sind, letztere dem Justizminister gegenüber, 
kommt es darauf an, welche Kontrolle im Parlament der Op-
position offen steht und wie die Rechtssetzung und Rechts-
vollziehung durch unabhängige Gerichte, etwa durch Verfas-
sungs- [97] und Verwaltungsgerichte [98], überprüft wird. 

Daneben zeigen sich wirksame Formen der Gewaltentei-
lung durch eine Machtverteilung zwischen Bund und Länder 
[99] in einem Bundesstaat, in jeder Demokratie zwischen par-
lamentarischer und außerparlamentarischer Willensbildung, 
letztere durch Fernsehen, Rundfunk, Massenmedien und ins-
besondere Zeitungen [100], zwischen indirekter, nämlich par-
lamentarischer Demokratie und direkter Demokratie in Form 
von Volksbegehren, Volksabstimmungen und Volksbefragung 
sowie dem Petitionsrecht [101]. Sie können die parlamentari-
sche Staatswillensbildung nicht ersetzen, sondern nur das freie 
Mandat des Parlamentariers als Entscheidungshilfe ergänzen. 
Eine Machtverteilung zeigt sich auch zwischen den politischen 
Parteien und den übrigen Verbanden des öffentlichen Lebens, 
insbesondere den Interessenverbanden [102].> 

<Diese Strukturen der demokratischen Verfassungsstaat-
lichkeit sind zwar ein Richtmaß für die Beurteilung von Staa-
ten und deren Entwicklung,> sie sind auch wie sich aus den so 
genannten Kopenhagener Kriterien [103] ergibt Maßstabe 
bzw. Voraussetzungen für die Mitgliedschaft eines Staates in 
der EU [104], denn es wird institutionelle Stabilität als Garan-
tie für demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die 
Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und den 
Schutz von Minderheiten verlangt, <es wäre aber falsch, wur-
de man alle diese Voraussetzungen und Strukturen spiegel-
bildlich auf die EU übertragen.> 

<Die EU> will auch als politische Union sowohl eine 
Wirtschafts- und Wahrungsgemeinschaft, als auch eine 
Rechts- und Wertegemeinschaft sein sowie eine Verteidi-
gungs- und Sicherheitsgemeinschaft werden, sie <ist aber kein 
Staat, auch mit diesem nicht vergleichbar und kann ein solcher 
auch nicht werden [105], sie ist das, was das Bundesverfas-
sungsgericht Deutschlands schon festgestellt hat, ein „Staaten-
verbund“ [106] in dem die Staaten „die Herren der Verträge“ 
sind. 

Wahrend die Verfassungen der Staaten nach dem Ver-
ständnis der heutigen Zeit das Ergebnis demokratischer 
Staatswillensbildung durch ein konstituierendes Parlament und 
allenfalls einer Volksabstimmung sind, ist das EU-Recht in 
Vertragsform zustande gekommen und geht auf Regierungs-
vertreter zurück. [107] Die EU hat daher auch einen Rechts-
charakter sui generis [108] Exekutivlastigkeit sowie Demokra-
tiedefizit [109]. Der vorliegende und auf seine Annahme durch 
alle 25 Mitgliedstaaten der EU wartende Entwurf eines Ver-
fassungsvertrages mit Grundrechtecharta sieht dazu verbes-
sernde Änderungen vor,> die auch zur Rechtskenntnis, 
Rechtssicherheit und auch zu einem europäischen Verfas-
sungsbewusstsein beitragen konnten, wie die Zusammenfas-

sung der Vertrage und Auflösung der Säulenstruktur (einheit-
liche Rechtspersönlichkeit der Union), die Integration der 
Charta der Grundrechte der Union und die Verbesserung des 
Rechtsschutzes, eine bessere Aufteilung der Zuständigkeiten 
zwischen der Union und ihren Mitgliedstaaten, eine Vereinfa-
chung der Handlungsinstrumente und Entscheidungsmecha-
nismen der Union, eine transparentere, effizientere und demo-
kratischere Struktur und Funktionsweise der Unionsorgane 
sowie direkte Einbindung der nationalen Parlamente in die eu-
ropäischen Mitentscheidungsprozesse sowie eine Stärkung der 
Handlungsfähigkeit der Union beim außenpolitischen Han-
deln, bei der Entwicklung des Raumes der Freiheit, der Si-
cherheit und des Rechtes sowie im Rahmen der Wirtschafts- 
und Wahrungsunion (WWU) und Berücksichtigung von ge-
meinsamen Kernelementen des europäischen Sozialmo-
dells.[110] 

<In dieser Sicht fuhren Gedanken über die Entwicklung 
der Demokratie und des Verfassungsstaates zum Gegenwarts-
bild der Politik unserer Zeit. Es ist von einer Pluralität ge-
kennzeichnet. War diese in vergangenen Jahrhunderten von 
einer Pluralität der Über- und Unterordnung einer Ständege-
sellschaft mit monarchischer Staatsformen gekennzeichnet, 
der mit republikanischen Staatsformen eine Pluralität des Ne-
ben- und Gegeneinander einer Klassengesellschaft sowie im 
letzten Jahrhundert die Polarität vom freien Westen mit kom-
munistischem Osten folgte, so ist es nach der so genannten 
Wende und dem Ende des Kommunismus von Notwendigkeit, 
nicht ein ideologisches und weltanschauliches Vakuum ent-
stehen zu lassen, das nun mit JOSEPH KADINAL 
RATZINGER, dem heutigen PAPST BENEDIKT XVI. zu 
sprechen, Gefahr lauft, Opfer einer „Diktatur des Relativis-
mus“ [111] zu werden, zu dem begleitet von Skeptizismus und 
Zynismus ein wertneutraler Pluralismus hinfuhrt, eine Ent-
wicklung auf die schon PAPST JOHANNES PAUL II., der 
entscheidend zum Ende des Kommunismus, zur Wende und 
zur neuen Ordnung Europas beitrug, wie MICHAIL 
GORBATSCHOW selbst betonte [112], hingewiesen hat 
[113]. 

Die Werteordnung des Christentums, welche von gläubi-
gen und nicht gläubigen Menschen in ihrer Begründung der 
Freiheit und Würde jedes Einzelnen anerkannt werden kann, 
ermöglicht die Grundlage für jene Gemeinsamkeit der Akzep-
tanz von Werten, welche eine humane Ordnung im Staat auf 
dem Weg demokratischer Verfassungsstaatlichkeit begründet. 

Die Verantwortung hierfür trifft bei einer solchen Offen-
heit der Demokratie im Staat jeden Einzelnen. Er muss die 
Freiheit zu eigenverantwortlicher Meinungs-, Willens- und 
Urteilsbildung nutzen und wissen, dass die Freiheit des Einen 
dort endet, wo die des Nächsten beginnt sowie verstehen, was 
dem Nächsten zumutbar ist. In dieser demokratischen Verant-
wortung kann man gestaltend wirken, ohne sich mächtig zu 
geben, den Wert des Geldes achten, ohne Materialist zu wer-
den, die Freiheit zu nutzen, ohne libertinistisch zu sein, gläu-
big aber nicht fundamentalistisch zu leben, anderen helfen, 
ohne sie zu beherrschen sowie informieren, ohne zu belehren, 
in der Mitte des privaten und öffentlichen Lebens zu stehen, 
ohne mittelmäßig zu sein und zuletzt dies alles zu tun, ohne 
sich als etwas Besonderes vorzukommen. Das ermöglicht Po-
litik nach menschlichem Maß. [114] Dieses Maß und diese 
Politik braucht unsere Zeit und die Demokratie gibt dazu die 
Gelegenheit, nutzen wir sie!> 
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APIE DEMOKRATIJOS SĄVOKĄ, IDĖJĄ, 
ISTORIJĄ IR RAIDĄ EUROPOJE  
 

Herbert Schambeck* 
Linco universitetas 

 

S a n t r a u k a  

 

Savo straipsnyje „Apie demokratijos sąvoką, idėją, isto-

riją ir raidą Europoje“ prof. Herbertas Šembekas (Schambek) 
pateikia istorines sąvokos „demokratija“ ištakas, aptaria, kaip 
demokratija buvo suprantama Antikoje, Viduramžiais, kaip iki 
šių dienų plėtojosi demokratijos samprata ir koks yra šiuolai-
kinės demokratijos turinys. 

Autorius straipsnyje nurodo, kad demokratijos sąvoka 
priskirtina daugiaprasmėms politinio mąstymo sąvokoms, o 
graikai buvo pirmieji, pateikę šios sąvokos aiškinimą, 
pažodžiui iš žodžių junginio „demos“ ir „kratein“ išvertę bei 
supratę demokratiją kaip liaudies viešpatavimą (Volksherr-

schaft). Tuo pačiu sąvoka „demokratija“ nuo Antikos laikų ta-
po ir mokslinės kalbos sąvoka.  

Autorius pastebi, kad demokratijos idėjos gali būti skir-
tingos sąvokos. Tai ir  valstybės forma, atitinkanti respublikos 
sąvoką, ir politinė valdymo sistema, galinti būti įgyvendinama 
tiek respublikoje, kaip valstybės formoje, tiek ir monarchijoje. 
Pavyzdžiui, Platonas ir Aristotelis demokratiją laikė valstybės 
forma. Remiantis Platonu demokratija yra tautos susirinkimo 
valdymas vadovaujantis įstatymu ir priskirtina gerosioms 
valstybės formoms. Kitaip demokratiją apibrėžė Aristotelis. 

                                                 

* Linco universiteto Viešosios teisės, politinių mokslų ir teisės fi-

losofijos profesorius emeritas.  

Jis vengė demokratiją priskirti gerosioms valstybės formoms ir 
laikė demokratiją daugumos diktatūra bei priskyrė ją netole-
ruotinai valstybės formai.  

Straipsnio autorius daro prielaidą ir įrodinėja, kad de-
mokratijos sampratą lėmė ir tuo metu vyravęs tikėjimas ar net 
konkreti religijos kryptis.  

Straipsnyje taip pat palyginama, ar tolygiai vystėsi de-
mokratijos idėja kontinentinėje Europoje ir Anglijoje bei Jung-
tinėse Amerikos valstijose.  

Nurodoma, kaip valstybiniu tikslu šiuolaikinėse de-
mokratinėse valstybėse tapo ne įgyvendinti valdovų valią, o 
tenkinti viešuosius interesus, kurie tokiais tampa derinant skir-
tingus politinių partijų ir visuomeninių organizacijų interesus 
arba parlamente išleidžiant teisės aktą. Taip politinė valia 
tampa pozityviąja teise. Teigiama, kad demokratija sudaro ir 
šiuolaikinės konstitucijos esmę. Įvairūs konstituciniai princi-
pai veikia tarpusavyje vienas kitą papildydami ir patikrindami, 
tačiau tai užtikrinama tik tuo atveju, jei valstybėje egzistuoja 
daugiapartinė sistema ir nėra palaikoma viena partija, nėra 
taikstomasi su jos vyravimu. Iki politinės sienos 1989–1990 
m. griuvimo būtent tuo ir skyrėsi taip vadinamosios „vakarų 
demokratijos“ nuo liaudies demokratijos.     

Šiame straipsnyje pateikiami kriterijai, būdingi demokra-
tinei konstitucinei valstybei: demokratinė rinkimų teisė, kon-
stitucija paremta valstybinė veikla, parlamento atsakomybė už 
įstatymų leidybą ir kontrolę, vyriausybės atsakomybė, vado-
vavimasis pagrindinėmis teisėmis, vyriausybės laikymasis 
teisėtumo, valdžių padalijimas, teismų nepriklausomumas, tei-
singumo veiksmingumas, ombudsmeno institucijos, kaip tie-
sioginės demokratijos institucijos, įtvirtinimas.     

Autorius teigia, kad demokratija šimtmečiais buvo 
valstybei ir jos valdovams adresuotas politinis reikalavimas, 
tačiau kartu su valstybės formos „respublikėjimu“ ir politinės 
sistemos demokratėjimu demokratija tapo tokia, kokią ją pati 
tauta sau susikūrė. Demokratija pokomunistinėse valstybėse 
buvo įgyvendinama naikinant tokias grėsmes, kaip ekonomi-
niai sunkumai, oficialusis (valdžios) pasyvumas, demokratinių 
tradicijų ir politinės kultūros trūkumas, mažai išplėtotos de-
mokratinės institucijos, tokios kaip blogai organizuota partinė 
sistema, ir pagaliau dar nestabili teisės sistema. 

 
Pagrindinės savokos: demokratija, demokratijos idėja, 

demokratijos raida, demokratinė valstybė. 
 




